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Schulvortrag
abgebrochen:
Justiz ermittelt
Die FPÖ ging gegen den
Extremismusvortrag vor.

Wien. Der Abbruch eines Extre-
mismus-Vortrags an einer Lin-
zer Schule auf Intervention des
FPÖ-Nationalratsabgeordneten
Roman Haider beschäftigt nun
die Justiz. Das geht aus der Be-
antwortung einer Grünen An-
frage durch Bildungsministerin
Sonja Hammerschmid (SPÖ)
hervor.

Die Ministerin teilte mit,
dass zum konkreten Fall eine
Sachverhaltsdarstellung an die
Staatsanwaltschaft Linz über-
mittelt wurde. Die Inhalte seien
damit Teil eines nicht öffentli-
chen Ermittlungsverfahrens, zu
dem keine weiteren Auskünfte
erteilt werden könnten. Die
Staatsanwaltschaft Linz bestä-
tigte den Eingang der Sachver-
haltsdarstellung. Diese werde
geprüft, bevor über das weitere
Vorgehen entschieden werde.

Der Extremismus-Experte
Thomas Rammerstorfer hatte in
der Klasse von Haiders Sohn
einen Vortrag gehalten. Alar-
miert von seinem Sohn rief der
Abgeordnete beim Direktor des
Gymnasiums an, weil er mit der
Darstellung der Burschenschaf-
ten nicht einverstanden war.
Der Schulleiter hielt Rückspra-
che mit dem betreffenden Leh-
rer und schließlich redete der
mit Haider. Nach dem Telefonat
wurde der Vortrag, der bereits
bei der Diskussion angelangt
war, abgebrochen. Der Landes-
schulrat ließ den Vorfall unter-
suchen. In dem danach erstell-
ten Bericht wird der Abbruch als
nicht zulässig eingestuft.

Konsequenzen gefordert
Die Grünen haben Haiders Ab-
zug aus dem Kollegium des
oberösterreichischen Landes-
schulrats gefordert. Haider ist
Elternvertreter in dessen Kolle-
gium. Der grüne Bildungsspre-
cher Harald Walser wirft ihm
vor, seine Machtposition als Na-
tionalratsabgeordneter und Kol-
legiumsmitglied missbraucht zu
haben. Das gehöre von der
Staatsanwaltschaft geprüft und
müsse Konsequenzen für Hai-
der haben. (APA)
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Erster Wahltag
mit Panne und
Demonstration

Am gestrigen Dienstag startete
die Hochschülerschaftswahl –
und zwarmit einer kleinen
Panne und einer Demonstra-
tion. An der TUWien fehlten
auf einem Aushang in den
Wahllokalen zwei Listen – näm-
lich der RFS und der KSV-Lili.
Der Fehler wurde schnell kor-
rigiert. Vor dem Juridicum fand
eine Demonstration der Jüdi-
schen Hochschülerschaft und
der ÖHUniWien statt. Hinter-
grund sind die Enthüllungen
über antisemitische Äußerun-
gen in Chatgruppen der
Aktionsgemeinschaft. Bis Don-
nerstag läuft dieWahl, bei der
330.000 Studenten wahlberech-
tigt sind, noch. Derzeit lässt
sich noch nicht abschätzen, ob
die traditionell niedrigeWahl-
beteiligung heuer steigt (siehe
Grafik).

Kampfmaßnahmen an Universitäten?
Rektor droht, Fächer zuzusperren
Hochschule. Rektorenchef Vitouch fürchtet
um Studienplatzfinanzierung und Budget. Die
Zukunft der Unis werde als Kollateralschaden
politischer Manöver in Kauf genommen.

VON BERNADETTE BAYRHAMMER

Die Presse: ImHochschulbereich
steht einiges an. Was bedeuten
denn die aktuellen innenpoliti-
schen Umwälzungen für die Uni-
versitäten?
Oliver Vitouch: Ich bin ein unver-
brüchlicher Optimist aber dieser
Tage wird mein Optimismus auf
eine überaus harte Probe gestellt.
Vor zwei Tagen hätte ich wahr-
scheinlich noch gesagt, ich ver-
traue auf die Vernunft und auf den
Willen der politisch Verantwortli-
chen. Aber inzwischen habe ich
Sorge, dass wirklich nur noch
Wahlkampf herrscht. Das ist für
die Unis in heftigster Weise bitter.
Weil wir bei der Studienplatzfi-
nanzierung unmittelbar vor der
Ziellinie standen. Jetzt spielt man
House of Cards – und die Sache ist
wieder abgeblasen.

Die neue Uni-Finanzierung in-
klusive neuer Zugangsbeschrän-
kungen sollte laut dem Regie-
rungsupdate eigentlich bis Juni
fixiert werden. Sie glauben aber
offenbar nicht daran.
Ich kann jetzt appellieren, dass
nicht das Animo von 300.000 Stu-
dierenden verjuxt wird, wir nicht
einmal mehr vertröstet, vertröstet,
vertröstet oder besser gesagt fru-
striert werden, sondern dass das
ins Ziel gebracht wird. Aber ich
sage es ehrlich: Meine große Sorge
ist, dass das nicht passiert. Die
neue Volkspartei hat kein ernsthaf-
tes Interesse, noch irgendetwas ge-
lingen zu lassen, weil jedes gelun-
gene Projekt unweigerlich auch
der Bundeskanzler für sich verbu-
chen könnte.

Was bedeutet es für die Universi-
täten, wenn die lang diskutierte
und bereits einmal verschobene
Studienplatzfinanzierung wieder
nicht umgesetzt wird?
Es wäre, als würde ein Marathon

bei Kilometer 40 abgebrochen. Es
kommt aber doppelt schlimm.
Denn offen ist auch die Frage, mit
welchem Budget die Universitäten
überhaupt für die Jahre 2019 bis
2021 rechnen können.

Das Gesamtbudget für diese drei
Jahre muss laut Gesetz bis Ende
dieses Jahres klar sein.
Genau. Dafür braucht es einen
Wissenschaftsminister und einen
Finanzminister, die willens sind,
sich auf ein vernünftiges Ergebnis
zu einigen. Die 21 Universitäten
schreiben gerade ihre Entwick-
lungspläne und haben keine Vor-
stellung davon, wann, durch wen
und auf welcher sachlichen Basis
es zu dieser Einigung kommen
wird. Wir sind am Rande eines
Worst-Case-Szenarios für die Uni-
versitäten und für unsere Studie-
renden. Übrigens auch für die For-
schung.

Für die Forschung hat Reinhold
Mitterlehner als Wissenschafts-
minister zuletzt noch eine For-
schungsmilliarde in den Raum
gestellt. Die harrt noch der Fixie-
rung. Fürchten Sie, dass sie auch
unter den Tisch fällt?
Wenn nicht ein kleines Wunder
geschieht, ist all das völlig offen.
Weil es von künftigen Konstellatio-

nen, künftigen Mehrheiten, einem
Wahlergebnis und den Einigungen
danach abhängt. Ich hätte gerne
das Zutrauen, dass man sich ir-
gendwie an die bisherigen Planun-
gen hält – es sind ja sogar die eige-
nen. Aber realistisch betrachtet: In
dem Fieber, in dem sich die Politik
momentan befindet, kann ich an
Sacharbeit appellieren, kann Bun-
despräsident Alexander Van der
Bellen danach rufen. Aber an ein
Zurückfinden zur Sacharbeit glau-
be ich erst, wenn ich es sehe.

Keine Umsetzung der Studien-
platzfinanzierung, ein wackeli-
ges Budget für die nächsten Jah-
re: Sie zeichnen hier ein ziemlich
düsteres Bild für die Zukunft der
Universitäten. Was tun?
Die Universitätenkonferenz muss
sich beizeiten den Kopf über wirk-
same Kampfmaßnahmen zerbre-
chen. Wir haben heftigste Proble-
me bei den Betreuungsrelationen.
Die sind zu lösen, durch mehr
Budget oder durch Zugangsrege-
lungen – oder realistisch gesehen
durch beides. Wer das chronisch
ignoriert, den müssen wir auf den
harten Boden der Tatsachen zu-
rückholen. Und das geht offen-
sichtlich nur, indem man wirksam
zeigt, dass es so nicht weitergeht.
Indem etwa manche Studien in
einem Studienjahr einfach nicht
mehr inskribierbar sind.

Die Universitäten sollten Ihrer
Meinung nach also streiken –
und Studienfächer zusperren?
Das ist keine offizielle Haltung der
Universitätenkonferenz, aber mei-
ne persönliche Ansicht: Ich habe
den Eindruck, dass wir noch deut-
licher auf unseren Ausnahmezu-
stand hinweisen müssen. Der gute
Wille war zuletzt da, sogar gemein-
sam in der Koalition. Dass das jetzt
wieder unmittelbar vor der Zielli-
nie zu scheitern droht, ist wirklich
bitter zum Quadrat. Die Zukunft
der Universitäten wird zum Kolla-
teralschaden politischerManöver.

Wie gestern bekannt wurde, soll
Harald Mahrer (ÖVP) nach dem
Rückzug Mitterlehners nun die
Funktion des Wissenschaftsmi-
nisters übernehmen. Er ist im-

merhin schon zwei Jahre lang als
Staatssekretär im Wissenschafts-
ministerium tätig gewesen. Wäre
das zumindest ein kleiner Hoff-
nungsschimmer?
Das wäre eine naheliegende Nach-
folge. HaraldMahrer ist kompetent
und eingearbeitet und es gibt ein
gutes Arbeitsverhältnis mit dem
Spiegelressort von SPÖ-Bildungs-
ministerin Sonja Hammerschmid.
Wenn man die Studienplatzfinan-
zierung noch sachlich abschließen
wollte, sehe ich nicht, was einen
daran hindern würde. Der Fahr-
plan steht, der Zeitplan steht, man
muss es nur wollen. Just daran
dürfte es momentan fehlen.

Mehr zur Koalitionskrise und zu Harald Mah-
rer als neuem Minister: Seite 4

ZUR PERSON

Oliver Vitouch (46) ist
seit dem Wechsel von
Sonja Hammerschmid

an die Spitze des Bildungsministeriums
vor einem Jahr Präsident der
österreichischen Universitätenkonferenz
(Uniko). Der Psychologe ist seit 2012
Rektor der Universität Klagenfurt. Er
drängt massiv auf eine Umsetzung der
geplanten Studienplatzfinanzierung
inklusive Zugangsbeschränkungen. [ APA ]

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben


